
Pur das Nachschlagewerk! Ja 
Pür die Sammlung! Nein
Pür die Pachpresse! Nein

Gesetz: § 72 Abs. 1 Satz 2, 3 ArbGG 
Leitsätze: ,
Ist ein Urteil in einer alternativen Weise auf zwei 
verschiedene Begründungen gestützt, genügt es für 
das Vorliegen, einer Divergenz nicht, wenn eine Ab­
weichung lediglich zu einer der tragenden Erwägungen 
vorliegto
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152/57
Sc* 527/55 (Hamm)

« H

B_ e_ s_ c_h. l_u__ß

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Sitzung vom 23» Mai 1957 beschlossen:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des landesarbeitsgerichts Hamm, 3° Kammer, 
vom Io, Januar 1957 (3 Sa 527/55)? wird auf 
ihre Kosten als unzulässig verworfen,

G. r ü n_rd e:
lurch das angcfochtene Urteil ist die Berufung der 

Beklagten gegen das erstinstanzliche Teilurteil zurückge­
wiesen worden. Der Streitwert ist vom Arbeitsgericht auf 
859,89 UM festgesetzt und vom landesarbeitsgericht nicht
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neu festgesetzt worden» Die Revision ist nicht zugelas­
sen worden»

Die Beklagte will die Zulässigkeit der Revision mit 
einer Divergenz des angefochtenen Urteils von den Urtei­
len des landesarbeitsgerichts Stuttgart, II Sa 68/54 ,
BB 54, 872, und des Landesarbeitsgerichts Bremen vom 
5» Januar 1956, Sa 1o9/54, BB 56, 817, begründen. Die wei­
teren in der Revision angeführten Urteile des landesar­
beitsgerichts Berlin vom 3« Juni 1953? I La 91/53? BB 53?735? 
des Landesarbeitsgerichts München vom 31» Januar 195o, 
Amtsblatt BayAM 50,431» und des Landesarbeitsgerichts Bre­
men vom 4» August 1948, RdA 48, 193? werden nicht zur Be­
gründung der Revision angeführt» Vielmehr weist die Beklag­
te darauf hin, dass insoweit eine Übereinstimmung zwischen 
dem angefochtenen Urteil und den drei vorerwähnten Urtei­
len bestehe.

Das Landesarbeitsgericht hat in Übereinstimmung mit 
dem Arbeitsgericht der Klage teilweise stattgegeben und 
die von der Beklagten zur Aufrechnung gestellte Gegenfor­
derung für nicht begründet gehalten. Hiergegen wendet sich 
die Revision. Die Gegenforderung der Beklagten war darauf ‘ 
gestützt, das3 der Kläger durch unwahre Angaben der Be­
klagten gegenüber diese zu einem erfolglosen Prozess ge­
gen einen anderen Arbeitnehmer veranlasst hatte» Den durch 
diese Prozessführung entstandenen Schaden (der dem anderen 
Arbeitnehmer in jenem Prozess zugebilligte Betrag zu - 
züglich Prozesskosten) hat die Beklagte zur Aufrechnung 
gestellt»

Das angefochtene Urteil geht davon aus, dass eine ad­
äquate Verursachung zwischen der unwahren Behauptung des 
Klägers und dem der Beklagten entstandenen Schaden be­
stehe. Eine Haftung für den durch seine unwahren Angaben 
entstandenen Schaden treffe den Kläger nicht schon gemäss 
§ 676 BGB. Ebenso sei eine Haftung aus unerlaubter Hand­
lung nicht gegeben. Hinsichtlich einer Ersatzpflicht aus 
dem Vertragsverhältnis führt das angefochtene Urteil aus, 
zwar gehöre eine Verpflichtung zur Auskunfterteilung nicht
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zu den Hauptpflichten des Klägers aus seinem Arbeitsver­
trag als Poliere Der Kläger habe seine Angaben freiwillig 
gemachte Dass die Verpflichtung zur Gewissenhaftigkeit 
bei der Erteilung einer solchen Meldung zur Hauptleistung 
werden sollte, sei nicht vereinbarte Der Kläger habe 
nicht zu erkennen gegeben, dass er für die Auskunft und 
ihre Polgen einstehen wolle. Somit könne sich eine Schaden­
ersatzpflicht des Klägers nur daraus ergeben, dass er Ne-

m
benvcrpflichtungen aus seinem Arbeitsvertrag verletzt ha­
be. Auf Grund des Arbeitsvertrages habe dem Kläger die 
Treuepflicht obgelegen, Mißstände und Unregelmässigkeiten 
im Betrieb der Beklagten anzuzeigen, auch soweit sie nicht 
mit seinem eigenen Arbeitsbereich zusammenhingen. Diese 
Pflicht habe der Kläger erfüllt. In diesem Rahmen sei er 
zur Gewissenhaftigkeit verpflichtet, und er habe für Vor­
satz und Fahrlässigkeit einzustehen. Vorsatz scheide aus. 
Hinsichtlich der Fahrlässigkeit genüge nicht jedes leichte 
Versehen. Angesichts der Lebensgruppe, der der Kläger in­
folge seines Berufs angehöre, sei anzunehmen, dass er die 
Meldung mit der von ihm zu erfordernden Sorgfalt erstattet 
habe, zumal die Beklagte ihr Recht gegen den Kläger auf 
Auskunfterteilung erheblich überschritten habe, indem sie 
ihn auf eine schriftliche Erklärung in Form eines Proto­
kolls festlegte und später sogar eine eidesstattliche Ver­
sicherung von ihm forderte. Dadurch sei der Kläger in ei­
nen Konflikt zwischen seiner privatrechtlichen Pflicht 
zur Auskunfterteilung und seiner öffentlich-rechtlichen 
Aussagepflicht als Zeuge geraten. Eine so weitgehende 
Pflicht zur Aufklärung und Auskunfterteilung habe den Klä­
ger nicht getroffen. Eine Garantie für den Erfolg der auf 
Grund seiner Auskunft von der Beklagten gefassten Ent­
schlüsse habe er nicht übernommen, sondern insoweit habe 
eine Gefälligkeitshandlung des Klägers Vorgelegen. Hier­
bei sei das Haftungsmaß gemäss den Grundsätzen des Gefäl- 
ligkeitsvertrages herabgesetzt. Für geringe Fahrlässig­
keit werde nicht gehaftet. Dem Kläger könne jedoch höch­
stens eine geringe Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden.

- 4 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Schliesslich entfalle die Haftung des Klägers wegen 
eigenen überwiegenden Verschuldens der Beklagten, die den 
Kläger durch die Pestlegung auf die schriftliche Erklä­
rung und durch die Veranlassung, eine eidesstattliche Ver­
sicherung abzugeben, in den Augen des Gerichts unglaub­
würdig gemacht habe«

Bei den angezogenen Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Stuttgart handelt es sich um einen Kündigungsprozess, Der 
Arbeitnehmer hatte seine Stellung fristgemäss gekündigt. 
Daraufhin fragte ihn der Arbeitgeber, ob er zur Konkurrenz 
gehen wolle. Das hat der Arbeitnehmer wahrheitswidrig ver­
neint. Als der Arbeitgeber feststellte, dass die Angabe 
des Arbeitnehmers der Wahrheit nicht entsprach, hat er ihm 
fristlos gekündigt. Diese Kündigung hat das Landesarbeits­
gericht Stuttgart für unberechtigt erklärt und dazu aus- 
geführt, der Arbeitnehmer sei vertraglich zur Auskunft­
erteilung über seine späteren arbeitsvertraglichen Be­
ziehungen nicht verpflichtet gewesen. Er hätte vielmehr 
eine Auskunft verweigern können. Ein Arbeitgeber müsse 
damit rechnen, dass ein Arbeitnehmer, der aus dem Betrieb 
auescheide, bei seinem neuen Arbeitgeber die Kenntnisse 
und Erfahrungen verwerten werde, die er auf seinem frühe­
ren Arbeitsplatz erworben habe. Unter Umständen habe des­
halb der Arbeitgeber ein Interesse daran, den Arbeitnehmer 
für den Lauf der Kündigungsfrist von Arbeit freizustellen, 
wenn ein dazu berechtigender Grund hinsichtlich der Ge­
heimhaltung betriebointerner Vorgänge vorliege. Gleich­
wohl könne der Arbeitgeber nicht verlangen, dass ihm der 
ausscheidende Arbeitnehmer Auskunft darüber gebe, in wel­
chen Betrieb er nach Ablauf der Kündigungszeit neu Arbeit 
aufnehmen wolle. Zwar habe der Arbeitnehmer im Streitfall 
nicht die Antwort verweigert, sondern unrichtige Angaben 
gemacht. Die Y/ahrheitspflicht des Arbeitnehmers sei ein 
Ausfluss der allgemeinen Treuepflicht. Es sei jedoch zwei­
felhaft, ob sich die Wahrheitspflicht dem Gegenstand nach 
weiter erstrecken könne als die ihr entsprechende Offen­
barungspflicht. Nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts 
Stuttgart sei das in der Regel zu bejahen; denn es bestehe
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ein a\ich für den jeweiligen Arbeitnehmer erkennbarer 
erheblicher Unterschied zwischen der Auskunftsverwei­
gerung, aus der die Gegenseite ohne weiteres die ihr 
richtig erscheinenden Schlüsse ziehen könne, und einer 
inhaltlich falschen Auskunft, die gerade bei sonst ver­
trauenswürdigen Arbeitnehmern die Gegenseite notwendiger­
weise zu falschen Schlussfolgerungen und ggfs» zu ver­
hängnisvollen Fehldispositionen verleiten könne,, Auch 
bei Gegenständen, die der Auskunftspflicht des Arbeit­
nehmers an sich nicht unterlägen oder in nur entferntem 
Zusammenhang mit seinen eigentlichen Aufgaben stünden, 
kör.ne dem betreffenden Arbeitnehmer kein Recht zur Lüge und 
[Täuschung zugestanden werden. Zwar habe im Streitfall das 
Arbeitsverhältnis noch bestanden, dem Arbeitnehmer habe 
die Treuepflicht seinem Arbeitgeber gegenüber noch obgele­
gen o Lurch die vorherige Kündigung sei jedoch eine gewisse 
Lockerung eingetreten, die eine Verletzung der Wahrheits­
pflicht zu einer Zumutsbarkeitsfrage werden lasse. Ler Ar­
beitnehmer sei bei der Unterredung aufgeregt und nervös ge­
wesen und habe die Folgen einer unrichtigen Auskunft nicht 
bedenken können. Sein Tun sei deshalb entschuldbar, zu - 
mal eine Offenbarung der Wahrheit seinem Chef gegenüber 
ihm habe peinlich sein müssen. Ein ausreichender Grund 
zur fristlosen Kündigung liege somit nicht vor, sondern 
es handele sich um eine unzulässige Massregelungskündi- 
gung. Dass dem Arbeitgeber durch die wahrheitswidrige Er­
klärung des Arbeitnehmers ein besonderer Nachteil er­
wachsen sei, sei nicht behauptet worden. Aufrechnungsfä­
hige Gegenansprüche gegen die auf Annahmeverzug gegrün­
dete Lohnforderung bestünden somit nicht.

Eine Divergenz zwischen diesen beiden Urteilen, die 
zur Statthaftigkeit der Revision führen würde, liegt nicht 
vor. In beiden Fällen kommt das Gericht zur Abweisung der 
vom Arbeitgeber geltend gemachten Gegenforderung. In dem 
die Entscheidung tragenden Komplex stimmen beide Urteile 
überein, denn beide Urteile kommen zu dem Ergebnis, dass 
eine unwahre Angabe eines Arbeitnehmers in Fällen einer
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nicht besonders schwerwiegenden Verpflichtung nicht dazu 
geeignet war, eine Schadenersatzforderung des Arbeitgebers 
zu begründen« Wie der Zweite Senat in seinem Beschluss vom 
18. Juni 1954 (BAG- 1, 2 3 ) bereits entschieden hat, liegt eine, 
die Statthaftigkeit der Revision begründende Divergenz nicht 
vor, wenn die angefochtene und die angezogene Entscheidung, 
wenn auch vielleicht mit verschiedener rechtlicher Begrün­
dung, schliesslich doch zu dem gleichen rechtlichen Ergeb­
nis gelangen.

Hinzu kommt, dass das angefochtene Urteil die Gegenforde­
rung der Beklagten auch deshalb für unbegründet hält, weil 
die Beklagte ihren Schaden selbst überwiegend verschuldet 
habe (§ 254 BGB). Diese Erwägung soll nach dem Zusammenhang 
des angegriffenen Urteils schon für sich allein die ange- 
fochtene Entscheidung tragen. Es heißt dort nämlich, daß 
der Y/egfall der Haftung des Klägers im vorliegenden Falle 
auch aus dem Gesichtspunkt des § 254 BGB folge. Wenn, wie 
hier, ein Urteil in einer alternativen Weise auf zwei ver­
schiedene Begründungen gestützt ist, also beide Begründungen 
jeweils für sich die Entscheidung zu tragen bestimmt sind, 
so ist es ausgeschlossen, dass das Urteil nur auf einer die­
ser Begründungen beruht. Deshalb genügt es nicht, wenn in 
Fällen vorliegender Art eine Abweichung lediglich zu einer 
tragenden Erwägung vorliegen würde. Vielmehr bleibt die 
andere Begründung für den Urteilsausspruch bestehen. Wenn 
nicht auch hinsichtlich ihrer ein divergierendes Urteil ange­
führt werden kann, liegt eine Divergenz, die zur. Statthaftig­
keit einer vom Vorderrichter nicht zugelassenen Revision 
führen könnte, nicht vor.

Dass eine Divergenz zwischen dem angefochtenen Urteil 
und den angezogenen Urteil des Landesarbeitsgerichts Bremen 
nicht vorliegt, ergibt sich bereits daraus, dass jede Ver­
gleichbarkeit des Tatbestandes entfällt. Das Landesarbeits­
gericht Bremen hat sich lediglich mit der Frage befasst, wie­
weit ein Filialleiter für Fehlbestände im Lager und in der 
Kasse haftbar ist. Fragen dieser Art spielen jedoch im vor­
liegenden Prozess keine Rolle. Es ist deshalb nicht ersicht-
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lieh, wie auf dieses Urteil eine Divergenz gestützt werden 
könnte»

Da hiernach die Voraussetzungen für eine Statthaftig­
keit der Revision fehlen, ist sie als unzulässig zu ver­
werfen »
gez» Dr0 Müller Dr„ Boldt Wichmann
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